
 
Gemeinde Holm 
 
 

Beschlussvorlage 
 

Vorlage Nr.: 180/2008/HO/BV
 
 
Fachteam: Finanzen Datum: 04.12.2008
Bearbeiter: Jens Neumann AZ: 3/904-440

 
 

Beratungsfolge Termin Öffentlichkeitsstatus 

Finanzausschuss der Gemeinde Holm 11.12.2008 nicht öffentlich 
Gemeindevertretung Holm 18.12.2008 öffentlich 

 
Genehmigung von Haushaltsüberschreitungen 
 
Sachverhalt: 
 
Die noch zu genehmigenden Haushaltsüberschreitungen belaufen sich gemäß Anlage mit 
Stand vom 04.12.2008 im Verwaltungshaushalt auf 29.145,94 € sowie im Vermögenshaushalt 
auf 22.123,00 €.  
 
Finanzielle Auswirkungen: 
 
Die Deckung der Haushaltsüberschreitungen ist gewährleistet durch Minderausgaben bzw. 
Mehreinnahmen bei anderen Haushaltsstellen sowie die Deckungsreserve.  
 
Beschlussvorschlag: 
 
Der Finanzausschuss empfiehlt, / Die Gemeindevertretung beschließt, die 
Haushaltsüberschreitungen im Verwaltungshaushalt mit 29.145,94 € sowie im 
Vermögenshaushalt mit 22.123,00 € zu genehmigen.  
 
 
___________________ 
Rißler 
 
 
 
Anlagen: 
Übersicht der Haushaltsüberschreitungen (Stand:04.12.2008)  
 
 





EUR EUR EUR EUR EUR

1 2 3 4 5 6 7 8
Stand: 04.12.2008
Verwaltungshaushalt

11000.500000 Grundstücks- und 
Gebäudeunterhaltung 
Obdachlosenunterkünfte

1.000,00 13.273,47 12.273,47 0,00 12.273,47 Reparatur und Erneuerung Dach (4.500,13 €),  
Malerarbeiten (1.918,46 €), sowie Heizungserneuerung 
(6.034,55 €)

46400.500000 Gebäude- und 
Grundstücksunterhaltung 
DRK-Kindergarten

5.000,00 7.135,62 2.135,62 0,00 2.135,62 Flachdachabdichtung sowie Erstellung Flucht- und 
Rettungswegeplan

67000.510000 Unterhaltungskosten 
Straßenbeleuchtung

25.000,00 29.711,47 4.711,47 0,00 4.711,47 Austausch defekter Zuleitung im Kahlenkamp sowie 
Unfallschäden (550 € sowie 2.015,38 €) mit Erstattung 
von Versicherungsleistungen

78000.510000 Unterhaltung der 
Wirtschaftswege/Knicks

5.000,00 15.025,38 10.025,38 0,00 10.025,38 Instandsetzung Schierlohweg und Hans-Hegen-Weg

Summe 36.000,00 65.145,94 29.145,94 0,00 29.145,94

29.145,94
Vermögenshaushalt

11000.935000 Erwerb von beweglichem 
Vermögen 
Obdachlosenunterkünfte

0,00 1.900,00 1.900,00 0,00 1.900,00 Küche für Obdachlosenunterkunft

21110.935000 Erwerb von beweglichem 
Vermögen Grundschule

4.500,00 5.555,26 1.055,26 0,00 1.055,26 Aktenschrank für Lehrerzimmer

46400.935000 Erwerb von beweglichem 
Vermögen für kirchl. 
Kindergarten

0,00 3.373,65 3.373,65 0,00 3.373,65 Heißluftgerät zur Zubereitung von Speisen sowie 
Tiefkühlgeräte für den Kindergarten "Arche Noah"

59000.940000 Aus- und 
Aufforstungskosten

117.963,37 128.756,15 10.792,78 0,00 10.792,78 Deckung der Mehrkosten durch Einnahmen aus 
Holzverkäufen

75000.960000 Pflasterfläche am Ehrenmal 
vom Friedhof 

3.000,00 8.001,31 5.001,31 0,00 5.001,31 Natursteinpflasterarbeiten

Summe 125.463,37 147.586,37 22.123,00 0,00 22.123,00

22.123,00noch zu genehmigen im Vermögenshaushalt  =

Soll nach dem 
Haushaltsplan 

(einschließl. 
Nachtrags-
haushalt) 

Anordnungssoll Mehrbetrag davon bereits 
genehmigt

noch zu genehmigen im Verwaltungshaushalt  =

Haushaltsüberschreitungen der Gemeinde Holm

Bezeichnung der 
HaushaltsstelleHaushaltsstelle Begründung

noch zu 
genehmigen





 
Gemeinde Holm 
 
 

Beschlussvorlage 
 

Vorlage Nr.: 157/2008/HO/BV
 
 
Fachteam: Leitungsteam Datum: 23.09.2008
Bearbeiter: Jürgen Manske AZ:  

 
 

Beratungsfolge Termin Öffentlichkeitsstatus 

Finanzausschuss der Gemeinde Holm 11.12.2008 nicht öffentlich 
Gemeindevertretung Holm 18.12.2008 öffentlich 

 
 
 
Betreff: 
Betr.: Stellungnahme zum Prüfungsbericht des Gemeindeprüfungsamtes des 
Kreises Pinneberg für die Haushaltsjahre 2004 - 2006 
 
 
Sachverhalt: 
Die überörtliche Prüfung des Amtes Moorrege, des Schulverbandes Schulzentrum Moorrege 
und der amtsangehörigen Gemeinden durch das Gemeindeprüfungsamt (GPA) des Kreises 
Pinneberg wurde für die Haushaltsjahre 2004 – 2006 in der Zeit vom 22. 10. bis 26. 11. 2007 
durchgeführt. Das Prüfteam bestand aus 4 Personen. Die Schlussbesprechung, an der alle 
Bürgermeister und die Vertreter der Amtsverwaltung teilgenommen haben, fand am 15. 4. 
2008 im Amtshaus statt. 
 
Vom GPA wurden 2 schriftliche Prüfungsberichte vorgelegt: 
 

• Bericht für den Schulverband Schulzentrum Moorrege mit Datum vom 21. 4. 2008 
• Bericht für das Amt Moorrege und die amtsangehörigen Gemeinden mit Datum vom 

30. 6. 2008  
 
Die von den Beschlussgremien ratifizierte Stellungnahme der Verwaltung muss dem GPA bis 
zum 3. 1. 2009 vorliegen. Die durch Prüfungsbemerkungen betroffenen Fachteams haben 
Teilstellungnahmen erarbeitet. Diese wurden vom LVB Jürgen Manske zu Stellungnahmen 
für die Gremien des Schulverbandes, des Amtes und der amtsangehörigen Gemeinden 
zusammengefasst. Der Verbandsvorsteher, der Amtsvorsteher und die Bürgermeister haben 
im Vorwege je eine Ausfertigung des Prüfungsberichtes, der auf den Schulverband, das Amt 
und die Gemeinden entfällt, erhalten. 
 
 
 
 



 
Stellungnahme der Verwaltung 
siehe Anlage 
 
 
 
Finanzielle Auswirkungen: 
- 
 
 
 
Beschlussvorschlag: 
Von dem Ergebnis der überörtlichen Prüfung durch das Gemeindeprüfungsamt des 
Kreises Pinneberg für die Haushaltsjahre 2004 – 2006 wird Kenntnis genommen.  
 
Dem Inhalt der vom Amt Moorrege erarbeiteten Stellungnahme zum Prüfungsergebnis 
wird zugestimmt. 
alternativ: Dem Inhalt der vom Amt Moorrege erarbeiteten Stellungnahme zum 
Prüfungsergebnis wird mit folgenden Änderungen/Ergänzungen zugestimmt: 
 
Abstimmungsergebnis: 
Ja:                     _____ 
Nein:                 _____ 
Enthaltungen:  _____ 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
______________________ 
Rißler 























 
Gemeinde Holm 
 

Beschlussvorlage 
 

Vorlage Nr.: 171/2008/HO/BV
 
 
Fachteam: Soziale Dienste Datum: 20.11.2008
Bearbeiter: Gudrun Jabs AZ:  

 

Beratungsfolge Termin Öffentlichkeitsstatus 

Finanzausschuss der Gemeinde Holm 11.12.2008 nicht öffentlich 
Gemeindevertretung Holm 18.12.2008 öffentlich 

 
Gegenüberstellung der Kosten lt. Jahresrechnung 2007 der Kindertagesstätten 
 
Sachverhalt: 
 
Anliegend wird eine Gegenüberstellung der Kosten laut Jahresrechnung  2007 (soll und ist) 
der Haushalte 2008 und 2009  (soll) der Holmer Kindertagesstätten zur  Kenntnis gegeben.  
 
Stellungnahme der Verwaltung: 
 
Da die Haushaltspläne der Kindertagesstätten verschieden sind, mussten einige Ansätze 
zusammengefügt werden.     
 
Der evangelische Kindergarten besteht aus zwei Vormittagsgruppen, davon ist eine Gruppe 
bis 14.00 Uhr geöffnet. Der DRK Kindergarten bestand bis zum 31.08..2008 aus drei 
Vormittagsgruppen und einer Nachmittagsgruppe. Durch die Nachmittagsgruppe wird eine 
Ganztagesbetreuung gewährleistet.  Ab dem 01.09.2008 ist eine Krippengruppe 
dazugekommen.  
 
Die Jahresrechnungen 2007 beider Einrichtungen wurden durch den gemeindlichen 
Ausschuss für die Rechnungsprüfung geprüft. Es gab keine Beanstandungen.  
 
Die Durchbuchungen der Mietwerte werden im Rahmen der Doppik überprüft. Für den DRK-
Kindergarten zahlt die Gemeinde aus dem gemeindlichen Haushalt das Wohngeld, dass die 
Kosten für Wasser, Strom, Müll, Gartenpflege, Hausmeister, Abwasser, Heizung und 
Versicherungen enthält.      
 
 
Beschlussvorschlag: 
 
Der Finanzausschuss/die Gemeindevertretung  nimmt die Aufstellung zur Kenntnis.      
 
___________________ 
  (Rißler) 
 
Anlagen:    Gegenüberstellung Kosten Kindertageseinrichtungen Holm     









 
Gemeinde Holm 
 
 

Beschlussvorlage 
 

Vorlage Nr.: 172/2008/HO/BV
 
 
Fachteam: Soziale Dienste Datum: 20.11.2008
Bearbeiter: Gudrun Jabs AZ: 461.5711

 
 

Beratungsfolge Termin Öffentlichkeitsstatus 

Finanzausschuss der Gemeinde Holm 11.12.2008 nicht öffentlich 
Gemeindevertretung Holm 18.12.2008 öffentlich 

 
2. Nachtrag des Vertrages zwischen der Gemeinde Holm und dem DRK-
Kreisverband Pinneberg über die Finanzierung des DRK-Kindergartens Holm 
 
Sachverhalt: 
 
Nach Gesprächen mit dem DRK-Kreisverband wurde der anliegende 2. Nachtrag über die 
Finanzierung des DRK-Kindergartens in Holm beschlossen.  
 
Stellungnahme der Verwaltung: 
  
Der Nachtrag muss geschlossen werden, da die Einrichtung jetzt aus 3 Regelgruppen und 
einer Krippengruppe besteht. Die Verwaltungskosten wurden neu ausgehandelt. Sie betragen 
jetzt 25.750 Euro pro Jahr. Beginnend ab dem Jahr 2010 werden die Verwaltungskosten 
entsprechend des durchschnittlichen Verbraucherpreisindexes der letzten 12 Monate 
angepasst.  
 
Die Betriebskostenanteile werden ab dem Jahr 2009 in vier gleichen Raten von der Gemeinde 
gezahlt. Vor der letzten Abschlagszahlung soll geklärt werden, ob diese in voller Höhe 
erforderlich ist. Hier wird es in Zukunft nicht mehr zu hohen Überschüssen bei der 
Jahresrechnung kommen.    
 
In Artikel 6 wurde  „§ 7 Beirat“ neu verfasst. Der Beirat besteht jetzt aus je zwei Mitgliedern 
der Elternvertretung, der pädagogischen Kräfte, des Trägers und der Standortgemeinde. Die 
Leitung der Einrichtung und der Bürgermeister nehmen beratend an den Sitzungen teil. Der 
bisherige Kindergartenausschuss im DRK-Kindergarten wurde als überflüssig angesehen und 
ersatzlos gestrichen. 
 
Die Salvatorische Klausel wurde zur Rechtssicherheit eingefügt.  
 
 
 
           



 
 
Beschlussvorschlag: 
   
Der Finanzausschuss empfiehlt/die Gemeindevertretung beschließt, dass der 2. Nachtrag  in 
der vorliegende Fassung ausgefertigt werden kann.        
 
 
 
___________________ 
  (Rißler) 
 
Anlagen: 
 
2. Nachtrag      
 
 
 
 







 
Gemeinde Holm 
 
 

Beschlussvorlage 
 

Vorlage Nr.: 179/2008/HO/BV
 
 
Fachteam: Finanzen Datum: 01.12.2008
Bearbeiter: Bianca Buchholz AZ:  

 
 

Beratungsfolge Termin Öffentlichkeitsstatus 

Finanzausschuss der Gemeinde Holm 11.12.2008 öffentlich 
Gemeindevertretung Holm 18.12.2008 öffentlich 

 
Wirtschaftlichkeitsberechnung für die Abwasserbeseitigung Holm 
 
Sachverhalt: 
Unter Berücksichtigung der allgemeinen Kostenentwicklung erfolgt eine Überprüfung der 
Abwasserbeseitigungsgebühr in der Gemeinde Holm, so dass sich folgende 
Gebührenkalkulation auf den 01.01.2009 ergibt. 
 
Ausgaben 
 

 

HhSt. Bezeichnung Haushaltsansatz Rechnungsergebnis Haushaltsansatz
  2008 Stand: 25.11.2008 2009 

     
70000.510000 Unterhaltung Kanalnetz 15.000,00 € 11.476,72 € 15.000,00 €
70000.540000 Bewirtschaftungskosten 1.500,00 € 649,00 € 1.500,00 €
70000.672000 Verwaltungskosten des Amtes 24.700,00 € 24.646,00 € 25.300,00 €

70000.672010 
Kostenanteil an die Gemeinde 
Appen 3.500,00 € 3.023,90 € 3.500,00 €

70000.672020 
Erstattung von Leistungen des 
Bauhofes 3.500,00 € 3.500,00 € 1.400,00 €

70000.679000 Maschinen und Fuhrpark 800,00 € 800,00 € 300,00 €
70000.680000 Abschreibungen 34.700,00 € 34.649,00 € 34.700,00 €
70000.711000 Abwasserabgabe 200,00 € 0,00 € 200,00 €
70000.713000 Entwässerungsgebühr AZV 212.000,00 205.475,62 € 210.000,00 €

70000.840000 
Zuführung zur 
Gebührenausgleichsrücklage 0,00 € 0,00 €  

 Gesamtausgaben 295.900,00 € 284.220,24 € 291.900,00 €

 
 
 
 
 
 
 



Einnahmen 
 

 

HhSt. Bezeichnung Haushaltsansatz Rechnungsergebnis Haushaltsansatz
  2008 Stand: 25.11.2008 2009 

70000.110000 Benutzungsgebühren 288.000,00 € 274.439,12 €  
70000.150000 Sonstige Einnahmen 100,00 € 0,00 € 100,00 €

70000.205100 
Zinsen an die 
Gebührenausgleichsrücklage 0,00 € 0,00 €  

70000.261000 
Zuführung aus der 
Gebührenausgleichsrücklage 0,00 € 0,00 €  

70000.275000 Kalkulatorische Zinsen 7.800,00 € 7.800,00 € 7.800,00 €
 Gesamteinnahmen 295.900,00 € 282.239,12 € 7.900,00 €
    

 
Gesamtkosten 
Schmutzwasser 1.981,12 € 284.000,00 €

Gebührenberechnung Kanalbenutzungsgebühren  
 
Gesamtkosten 2009  284.000,00 € 
abzüglich Grundgebühr 1.400 WE x 2,00 € x 12 Monate  33.600,00 € 
verbleibende Kosten, durch Zusatzgebühr zu finanzieren 250.400,00 € 
Geteilt durch abrechnungsfähige Abwassermenge  142.500,00 cbm 
Zusatzgebühr je cbm Abwassermenge  1,76 € 
 
 
 
Finanzierung:  
 
Durch die Kanalzusatzgebühr sind 250.400,00 € zu finanzieren. Unter Berücksichtigung der 
abrechnungsfähigen Abwassermenge in Höhe von 142.500,00 cbm ergibt sich eine 
Kanalzusatzgebühr in Höhe von 1,76 €. Der Gebührensatz ist somit nicht zu ändern.  
 
 
 
Beschlussvorschlag:  
 
Der Finanzausschuss/ die Gemeindevertretung nimmt die Gebührenkalkulation zur Kenntnis. 
Eine Veränderung der Abwassergebühr ist nicht erforderlich.   
 
 
___________________ 
Rißler  
(Bürgermeister)  
 
 
 
 
 
 
 



 
Gemeinde Holm 
 
 

Beschlussvorlage 
 

Vorlage Nr.: 173/2008/HO/BV
 
 
Fachteam: Ordnung und Technik Datum: 20.11.2008
Bearbeiter: René Goetze AZ:  

 
 

Beratungsfolge Termin Öffentlichkeitsstatus 

Finanzausschuss der Gemeinde Holm 11.12.2008 öffentlich 
Gemeindevertretung Holm 18.12.2008 öffentlich 

 
4. Nachtrag zum Tarif über das Nutzungsentgelt für die Obdachlosenunterkünfte 
 
Sachverhalt: 
Die Verwaltung hat die Nutzungsentschädigung der Obdachlosenunterkünfte im Lehmweg 
überprüft. 
Die Nutzungsentgelte wurden zuletzt zum 01.01.2001 auf 2,53 Euro monatlich zuzüglich 
Nebenkosten angehoben worden. 
 
 
 
Stellungnahme der Verwaltung: 
Unter Berücksichtigung der anliegenden Berechnung, die nach den Vorschriften der 2. 
Berechnungsverordnung vorgenommen wurde, ergibt sich ein kostendeckendes 
Nutzungsentgelt von 2,80 Euro monatlich je Quadratmeter.  
 
Durch einige Veränderungen wie der Abriss einer Wohnung im Lehmweg, erhöht sich das 
Nutzungsentgelt nur gering. 
              
 
 
Finanzierung: 
Die Erhöhung der Nutzungsentschädigung würde rein rechnerisch zu Mehreinnahmen von 
rund 1.056,00 Euro jährlich führen, wenn davon ausgegangen wird, dass alle Unterkünfte 
belegt sind und alle Bewohner die Nutzungsentschädigung zahlen.             
 
 
Beschlussvorschlag: 
Der anliegende 4. Nachtrag zum Tarif über das Nutzungsentgelt für die 
Obdachlosenunterkünfte der Gemeinde Holm wird beschlossen. 
          
 
 



 
___________________ 
Rißler 
 
Anlagen: 
Wirtschaftlichkeitsberechnung 
4. Nachtrag      
 
 
 
 











 
Gemeinde Holm 

Beschlussvorlage 
 

Vorlage Nr.: 161/2008/HO/BV
 
Fachteam: Ordnung und Technik Datum: 13.11.2008
Bearbeiter: Sylvia Schippmann AZ: 7/131.245

 

Beratungsfolge Termin Öffentlichkeitsstatus 

Finanzausschuss der Gemeinde Holm 11.12.2008 nicht öffentlich 
Gemeindevertretung Holm 18.12.2008 öffentlich 

 
Änderung der Entschädigungssatzung 
 
Sachverhalt: 
Bislang wurde die Entschädigung des gemeindlichen Wehrführers und des Stellvertreters 
jeweils entsprechend der Vorgaben der Entschädigungsverordnung freiwillige Feuerwehren 
(EntschVOfF) angepasst. Die Entschädigung für den Gerätewart und den Jugendwart ist in 
den Entschädigungsrichtlinien (EntschRichtl-fF) geregelt.  
 
Stellungnahme der Verwaltung: 
Um eine stetige Anpassung der gemeindlichen Entschädigungssatzung und weitere Nachträge 
zu vermeiden wird es für sinnvoll erachtet, die Formulierung der gemeindlichen Satzung 
dahingehend zu ändern, dass die Entschädigung sowie das zustehende Kleidergeld zukünftig 
in Höhe des Höchstsatzes der Verordnung bzw. Richtlinie gewährt wird. Damit erfolgt eine 
dauerhafte Regelung und eine wiederkehrende Beschlussfassung der gemeindlichen Gremien 
entfällt.              
 
Finanzierung: 
Gemäß den genannten Vorschriften wären zur Zeit monatlich folgende Beträge zu zahlen: 
 

- Wehrführer:                                    114,33 €  
- Stellv. Wehrführer:                           57,17 € 
- Gerätewart:                                     201,00 € 
- Jugendwart:                                      40,00 € 

Atemschutzwart:                               11,00 € (keine Regelung in den o.g. Vorschriften)             
 
Beschlussvorschlag: 
Der Finanzausschuss empfiehlt/die GV beschließt, die Entschädigungssatzung entsprechend 
des anliegenden Entwurfes zu ändern.          
 
 
___________________ 
Rißler 
 
Anlagen: 
EntschVOfF/EntschRichtl-fF     
Entwurf der Entschädigungssatzung 
 





























IV. Nachtragssatzung 
 

zur 
Satzung der Gemeinde Holm über 

 
Entschädigungen in kommunalen Ehrenämtern 

(Entschädigungssatzung) 
 

 
Aufgrund der §§ 4, 24 der Gemeindeordnung für Schleswig-Holstein in Verbindung mit der 
Landesverordnung über Entschädigungen in kommunalen Ehrenämtern, der 
Entschädigungsverordnung freiwillige Feuerwehren (EntschVOfF) und der 
Entschädigungsrichtlinie (EntschRichtl-fF) in der jeweils zur Zeit gültigen Fassung wird nach 
Beschlussfassung durch die Gemeindevertretung vom 18.12.2008 folgende Satzung erlassen: 
 
 

Artikel 1 
 
§ 1 Abs. 1, Buchstaben b, c, d, e und f  werden wie folgt neu gefasst: 
 
Die Inhaberinnen und Inhaber folgender Ehrenämter erhalten folgende monatliche 
Aufwandsentschädigung: 
 
b) Die Gemeindewehrführerin oder der Gemeindewehrführer erhält nach Maßgabe der   
EntschVOfF eine monatliche Aufwandsentschädigung sowie eine monatliche Abnutzungs- 
und Reinigungspauschale in Höhe des Höchstsatzes der Verordnung.  
 
c) Die Stellvertretung der Gemeindewehrführerin oder des Gemeindewehrführers erhält nach 
Maßgabe der EntschVOfF eine monatliche Aufwandsentschädigung sowie eine monatliche 
Abnutzungs- und Reinigungspauschale in Höhe der Hälfte der Aufwandsentschädigung der 
Wehrführung. 
 
d) Die Gerätewartin oder der Gerätewart erhält für die Wartung und Pflege der Fahrzeuge 
eine monatliche Entschädigung in Höhe des Höchstsatzes der EntschRichtl-fF. 
 
e) Die Jugendfeuerwehrwartin oder der Jugendfeuerwehrwart erhält eine monatliche 
Auslagenpauschale in Höhe des Höchstsatzes der EntschRichtl-fF. 
 
f) Atemschutzwart der Freiwilligen Feuerwehr                                         11,00 € 
 
 

Artikel 2 
 
Die Nachtragssatzung tritt zum 01.01.2009 in Kraft. 
 
Holm,  den ___________ 
 
Gemeinde Holm 
Der Bürgermeister 
 
Rißler 



 
 



 
Gemeinde Holm 
 
 

Beschlussvorlage 
 

Vorlage Nr.: 181/2008/HO/BV
 
 
Fachteam: Kommunikations- und Strukturmanagement Datum: 08.12.2008
Bearbeiter: Frank Wulff AZ:  

 
 

Beratungsfolge Termin Öffentlichkeitsstatus 

Finanzausschuss der Gemeinde Holm 11.12.2008 nicht öffentlich 
Gemeindevertretung Holm 18.12.2008 öffentlich 

 
Europaweite Ausschreibung zur Breitbandversorgung der Gemeinde Holm 
 
Sachverhalt: 
 
Die Gemeinde Holm hat im Juni dieses Jahres eine Machbarkeitsstudie zur Verbesserung der 
Breitbandversorgung in der Gemeinde durch die Firma LAN Consult, Hamburg, erstellen 
lassen. Im Anschluss an diese Machbarkeitsstudie wurde eine öffentliche Ausschreibung 
durchgeführt, die vorgenommen sein musste, um in den Genuss der Fördermittel für die 
Breitbandversorgung durch das Land Schleswig-Holstein zu kommen. Auf die Ausschreibung 
hatten sich zwei Firmen gemeldet. Die Ausschreibung musste jedoch aufgehoben werden, da 
keines der Unternehmen die Ziele der Ausschreibung erfüllt hatte. Zum einen wurden die 
geforderten Übertragungspotentiale nicht geboten und zum anderen wurden keine Preise für 
Geschwindigkeiten von 2 Mbit bis 10 Mbit angegeben. 
 
Mittlerweile ist seit August 2008 eine neue Breitbandrichtlinie des Landes in Kraft. 
Grundlage dieser neuen Breitbandrichtlinie ist EU-Recht geworden, da die vorherige 
Richtlinie wegen Unvereinbarkeit mit EU-Recht aufgehoben werden musste. Nach 
Informationen des Landes ist nun abzuklären, ob eine EU-weite Ausschreibung notwendig 
wird. Der EU-Schwellenwert beträgt 206.000 €. Für die Ermittlung, ob dieser Wert erreicht 
wird, sind die Finanzierungslücke und der Wert der Endkundenverträge maßgebend. Die 
Endkundenverträge sind mit 30 € mtl. und für 5 Jahre zugrunde zu legen. Bei z.B. 222 neuen  
Endkundenverträgen würde sich rd. 400.000 € als Finanzierungslücke ergeben.  
 
Stellungnahme: 
 
Die Gemeinde Holm kommt somit um eine EU-weite Ausschreibung nicht herum, zumal 
auch weiterhin die Möglichkeit zur Nutzung einer Förderung durch das Land Schleswig-
Holstein bestehen sollte. Weiter ist es notwendig, rechtlich einwandfreie Vorarbeiten wie 
solch eine Ausschreibung vorweisen zu können, um weiter mit potenziellen Unternehmen 
verhandeln zu können. 
Es wurde daher Kontakt zur Firma LAN Consult aufgenommen, um Unterstützung für die 
Ausschreibung zu erhalten, da sich diese Ausschreibung sehr viel komplexer als eine 



landesweite Ausschreibung darstellt. Herr Krabbe von der Firma LAN Consult hat sich bereit 
erklärt, die Ausschreibung kostenlos durchzuführen.  
 
 
Finanzierung: 
 
Es ergeben sich keine finanziellen Auswirkungen.  
 
 
Beschlussvorschlag: 
 
Der Finanzausschuss empfiehlt / Die Gemeindevertretung beschließt, zur Verbesserung der 
Breitbandversorgung der Gemeinde Holm eine EU-weite Ausschreibung durch die Firma 
LAN Consult durchführen zu lassen.  
 
 
___________________ 
Rißler 
 
 
 
 
 
 
 



 
Gemeinde Holm 
 
 

Beschlussvorlage 
 

Vorlage Nr.: 160/2008/HO/BV
 
 
Fachteam: Ordnung und Technik Datum: 04.11.2008
Bearbeiter: Alexandra Kaland AZ:  

 
 

Beratungsfolge Termin Öffentlichkeitsstatus 

Bauausschuss der Gemeinde Holm 10.12.2008 öffentlich 
Gemeindevertretung Holm 18.12.2008 öffentlich 

 
Antrag auf Einrichtung eines verkehrsberuhigten Bereiches in der Königsberger 
Straße 
 
Sachverhalt: 
Mit Schreiben vom Oktober 2008 beantragen die Anwohner der Königsberger Straße die 
Einrichtung eines verkehrsberuhigten Bereichs in der gleichnamigen Straße. Der Antrag ist 
beigefügt. 
 
Der Kreis Pinneberg hat nun über den Antrag auf Errichtung eines verkehrsberuhigten 
Bereichs zu entscheiden und bittet hierzu die Gemeinde Holm um Stellungnahme. Ohne das 
Einvernehmen der Gemeinde wäre der Antrag abzulehnen. 
 
 
Stellungnahme der Verwaltung: 
Ein verkehrsberuhigter Bereich, auch „Spielstraße“, ist ein Bereich des öffentlichen 
Straßenverkehrs, in dem die Fußgänger gemäß § 42 Abs. 4 a  Straßenverkehrsordnung die 
Straße in ganzer Breite nutzen dürfen und den Kindern das Spielen überall erlaubt ist. 
Fußgänger dürfen die Fahrzeugführer nicht unnötig behindern. Die Fahrzeugführer müssen 
die Schrittgeschwindigkeit einhalten und dürfen die Fußgänger nicht gefährden oder 
behindern. Das Parken ist nur auf den dafür gekennzeichneten Parkflächen zulässig, 
ausgenommen zum Ein- oder Aussteigen und zum Be- und Entladen.  
Die Straßenverkehrsbehörden können die Einrichtung des verkehrsberuhigten Bereichs im 
Einvernehmen mit der Gemeinde anordnen. Der verkehrsberuhigte Bereich muss baulich so 
angelegt sein, dass der typische Charakter einer Straße mit Fahrbahn, Gehweg und Radweg 
nicht vorherrscht. Er muss sich deutlich von anderen Straßen unterscheiden wie zum Beispiel 
durch Pflasterung, Pflanzbeete, wechselseitige Parkstände, Plateau-Aufpflasterung oder 
Einengungen. 
Diese Vorgaben sind in der Königsberger Straße nicht erfüllt, da die Straße mit 
Hochbordgehweg und Asphalt analog der umliegenden Tempo 30-Zone gebaut wurde. 
 
Die Einrichtung eines verkehrsberuhigten Bereichs in der Königsberger Straße wäre aus Sicht 
der Verwaltung denkbar jedoch nicht zwingend, da diese Straße eine Sackgasse ist. Es ist 



daher wahrscheinlich, dass überwiegend die Anwohner diese Straße befahren. Es ist fraglich, 
ob die Königsberger Straße im Holmer Verkehrskonzept mit hoher Priorität zu sehen ist oder 
ob in anderen Straßen vorrangig Verkehrsberuhigungsmaßnahmen vorgenommen werden 
sollten. Zudem ist damit zu rechnen, dass auch Anwohner anderer Straßen eine 
Verkehrsberuhigung verlangen. 
Ein notwendiger Umbau der Straße wäre aus Sicht der Verwaltung unverhältnismäßig. 
 
Alternativ könnte die Königsberger Straße, in der bereits eine Tempo 30-Zone besteht, mit 
Pflanzbeeten und Plateau-Aufpflasterungen so umgestaltet werden, dass eine deutliche 
Verkehrsberuhigung erreicht wird. 
       
 
 
Finanzierung: 
Die Ausweisung der Gemeindestraße als verkehrsberuhigter Bereich erfordert die Aufstellung 
der Verkehrszeichen sowie den Umbau der Königsberger Straße. Die Kosten wurden für die 
vorgeschriebene Umgestaltung zu einem verkehrsberuhigten Bereich geschätzt. Bei diesem 
Umbau sind die gleichen Vorgaben wie für einen Neubau einzuhalten.  
 
Massnahme Kostenschätzung € incl. Mwst. 
Umbau der vorhandenen Gehwege  42.000,00
Umgestaltung des Einmündungsbereiches Steinberge 12.000,00
Bau von 3 Pflanzinseln 10.000,00
Bau von 10 öffentlichen Parkflächen 10.000,00
Herstellung eines Wendehammers ( 21 m) am Ende 
der Strasse wegen der Müllfahrzeuge 
 

35.000,00

Oder alle Mülltonnen und –säcke müssen an die 
Strasse Steinberge gebracht werden. Die Herstellung 
eines Müllplatzes  am Steinberge ist allerdings 
problematisch ! 

Alternativ     5.000,00

Grunderwerb für den Wendehammer 15.000,00
 
Gesamtkosten mit Wendehammer 124.000,00
 
Mehrkosten um die gesamte Fahrbahn in 
Betonpflaster herzustellen 

26.000,00

 
 
 
Eine Ausbaubeitragssatzung, durch die bis zu 90 % der Kosten durch Anwohner getragen 
werden, besteht in Holm nicht. 
             
 
 
Beschlussvorschlag: 
Der Bauausschuss empfiehlt, die Gemeindevertretung beschließt: 
 
a) Die Gemeinde Holm erteilt zum Antrag der Anwohner nachstehender Straße auf 
Einrichtung eines verkehrsberuhigten Bereichs in der Königsberger Straße nach § 45 Abs. 1 b 
Ziff. 3 Straßenverkehrsordnung das gemeindliche Einvernehmen und stellt für den Umbau der 



vorhandenen Straße Haushaltsmittel in Höhe von ……….…. EUR zur Verfügung. 
 
b) Die Gemeinde Holm erteilt zum Antrag der Anwohner nachstehender Straße auf 
Einrichtung eines verkehrsberuhigten Bereichs in der Königsberger Straße nach § 45 Abs. 1 b 
Ziff. 3 Straßenverkehrsordnung das gemeindliche Einvernehmen nicht. 
 
Begründung: 
Es ist davon auszugehen, dass durch die Einrichtung des verkehrsberuhigten Bereichs in der 
Königsberger Straße auch Anwohner anderer Straßen eine Verkehrsberuhigung verlangen. 
Hier ist zu bedenken, dass vorher geprüft werden müsste, ob es nicht Straßen mit höherer 
Priorität gibt und diese dringender zu einem verkehrsberuhigten Bereich umgestaltet werden 
sollten. 
Zudem ist die Königsberger Straße eine Sackgasse; die Straße wird überwiegend von den 
Anwohner befahren. 
Um eine Verkehrsberuhigung zu erzielen, müssen hohe Umbaukosten für die Pflasterung, 
Verkehrsinseln, Parkplätze und Verkehrszeichen eingeplant werden.  
 
 
c) Die Gemeinde Holm erteilt zum Antrag der Anwohner nachstehender Straße auf 
Einrichtung eines verkehrsberuhigten Bereichs in der Königsberger Straße nach § 45 Abs. 1 b 
Ziff. 3 Straßenverkehrsordnung das gemeindliche Einvernehmen nicht. 
 
Begründung: 
Es ist davon auszugehen, dass durch die Einrichtung des verkehrsberuhigten Bereichs in der 
Königsberger Straße auch Anwohner anderer Straßen eine Verkehrsberuhigung verlangen. 
Hier ist zu bedenken, dass vorher geprüft werden müsste, ob es nicht Straßen mit höherer 
Priorität gibt und diese dringender zu einem verkehrsberuhigten Bereich umgestaltet werden 
sollten. 
Zudem ist die Königsberger Straße eine Sackgasse; die Straße wird überwiegend von den 
Anwohner befahren. 
Um eine Verkehrsberuhigung zu erzielen, müssen hohe Umbaukosten für die Pflasterung, 
Verkehrsinseln und Verkehrszeichen eingeplant werden.  
 
Die Gemeinde kann sich jedoch für Verkehrsberuhigungsmaßnahmen (Pflanzinseln, 
Schwellen)  innerhalb der Königsberger Straße erwärmen. Es werden dafür Mittel in Höhe 
von  15.000,00 EUR zur Verfügung gestellt. Die Verwaltung wird ermächtigt, im Rahmen der 
bereitgestellten Mittel Umbaumaßnahmen vorzunehmen, um die Akzeptanz der vorhandenen 
Tempo 30-Zone zu verbessern. 
        
 
 
 
___________________ 
Rißler 
 
Anlagen: 
Antrag der Anwohner      
 
 
 
 









 
Gemeinde Holm 
 
 

Beschlussvorlage 
 

Vorlage Nr.: 170/2008/HO/BV
 
 
Fachteam: Ordnung und Technik Datum: 19.11.2008
Bearbeiter: René Goetze AZ:  

 
 

Beratungsfolge Termin Öffentlichkeitsstatus 

Bauausschuss der Gemeinde Holm 10.12.2008 öffentlich 
Gemeindevertretung Holm 18.12.2008 öffentlich 

 
Verkehrssituation Bredhornweg 
 
Sachverhalt: 
Die Anwohner des Bredhornweges haben einen gemeinsamen Brief an die Gemeinde Holm 
geschrieben, in dem es um die Verkehrssituation im Bredhornweg geht. Die Verwaltung hat 
darauf hin eine Geschwindigkeitsmessung durchgeführt. 
 
 
Stellungnahme der Verwaltung: 
Der Bredhornweg ist im in Rede stehenden Teilbereich als Tempo-30-Zone ausgewiesen. Das 
Ergebnis der Geschwindigkeitsmessung ist beigefügt. Rd. 55% der Verkehrsteilnehmer haben 
die zulässige Höchstgeschwindigkeit überschritten. Die tägliche Verkehrsbelastung liegt bei 
345 Fahrzeugen und liegt damit gegenüber anderen Tempo-30-Zonen vergleichsweise im 
mittleren Bereich. In Straßen wie z.B. Am Felde oder Im Sande fahren rd. 3mal so viele 
Fahrzeuge. Die Gemeinde Holm hat nun darüber zu befinden, ob 
Verkehrsberuhigungsmaßnahmen sinnvoll sind und durchgeführt werden sollen. Ursächlich 
für das Verkehrsaufkommen ist sicherlich nach wie vor Verkehr, der den Bredhornweg zur 
Erreichung der Hauptstraße vom Lehmweg/Gewerbegebiet bzw. entgegengesetzt passiert. 
Aber auch durch die Reiterhöfe entsteht zusätzlicher Besucherverkehr. 
Sofern Verkehrsberuhigungsmaßnahmen durchgeführt werden sollen, rät die Verwaltung 
Einengungen und Aufpflasterungen analog der Maßnahmen in der Schulstraße vorzunehmen. 
Diese sollten dann in entsprechend notwendiger Anzahl (3-4) auf dem Teilstück von der 
Hauptstraße bis zum Ende der Tempo-30-Zone (ca. Hausnummer 15) errichtet werden. 
Nebeneffekt solcher Maßnahmen könnte die Reduzierung des Verkehrsaufkommens sein, da 
möglicherweise „Abkürzer“ die Strecke nicht mehr als Abkürzung empfinden und 
Lastkraftwagen aufgrund der engeren Straßenverhältnisse eher die Ausfahrt am Lehmweg 
wählen werden.             
 
 
Finanzierung: 
Die Einengungen und Aufpflasterungen (analog der Maßnahmen in der Schulstraße) kosten 
ca. 3.000,00 EUR je Stück. Haushaltsmittel sind weder in 2008 noch in 2009 vorgesehen. Die 



Maßnahme müsste im 1. Nachtragshaushalt 2009 berücksichtigt werden.             
 
 
Beschlussvorschlag: 
Der Bauausschuss empfiehlt / Die Gemeindevertretung beschließt: 
In der Gemeindestraße Bredhornweg auf dem Teilstück zwischen Hauptstraße und 
Hausnummer 15 Straßeneinengungen und Aufpflasterungen analog derer in der Schulstraße 
zu errichten. Die Gemeinde stellt hierfür einen Betrag von insgesamt 10.000,00 EUR im 1. 
Nachtragshaushalt 2009 zur Verfügung. Die Antragsteller sind über den Beschluss zu 
informieren. 
 
Alternativ: 
 
Der Bauausschuss empfiehlt / Die Gemeindevertretung beschließt: 
In der Gemeindestraße Bredhornweg auf dem Teilstück zwischen Hauptstraße und 
Hausnummer 15 werden derzeit keine Verkehrsberuhigungsmaßnahmen durchgeführt. Die 
Antragsteller sind über den Beschluss zu informieren.   
 
 
 
___________________ 
Rißler 
 
 
Anlagen: 

- Schreiben der Anlieger 
- Ergebnis der Geschwindigkeitsmessungen      
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